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Berichterstatter: 

Abgeordneter Jürgensen 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1960 — 
Anlage A der Drucksache IV/1780 — festgestellten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben werden nachträglich ge- 
nehmigt (§ 83 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung). 

Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der Bundes- 
haushaitsrechnung für das Rechnungsjahr 1960 werden bis 
auf die Vorbehalte für erledigt erklärt (§ 107 Abs. 4, § 108 
Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung). 

Der Bericht des Bundesrechnungshofes über die Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit — Anlage B 
der Drucksache IV/1780 — wird bis auf die Vorbehalte für 
erledigt erklärt (§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 der Reichshaus- 
haltsordnung). 

2. Die Bundesregierung wird wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1960 (einschließlich Bundesver- 
mögensrechnung) gemäß Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes, § 108 Abs. 1 und 2 der Reichshaushaltsord- 
nung entlastet. 

3. Der Deutsche Bundestag nimmt von der Denkschrift des Prä- 
sidenten des Bundesrechnungshofes vom 22. Oktober 1963 
Anlage — C der Drucksache IV/1780 — Kenntnis. 
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Allemvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Po.tfadi 821. Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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4. Der Deutsche Bundestag stimmt den folgenden Entschlie- 
ßungsanträgen zu: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung 
und der Ausführung der Bundeshaushaltspläne die Fest- 
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 

b) Die Bundesminister werden ersucht, die Einzelbemerkun- 
gen und die in der Denkschrift enthaltenen Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrechnungshofes, soweit diese ihren 
Geschäftsbereich betreffen, allen an der Ausführung der 
Bundeshaushaltspläne beteiligten Behörden und Stellen 
bekanntzugeben. Das gilt entsprechend für den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes. 

c) Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen er- 
sucht, bei der Aufstellung und der Ausführung der Bun- 
deshaushaltspiäne sowie bei der Aufstellung der Bundes- 
haushaltsrechnungen darauf zu achten, daß den Feststel- 
lungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung getragen 
wird. 


Bonn, den 19. Mai 1965 


Der Haushaltsausschuß 


Schoettle 

Vorsitzender 


Jürgensen 

Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 


Der Haushaltsausschuß hat auf Grund der Prüfung 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1960 durch den Rechnungsprüfungsausschuß 
sowie auf Grund der Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960, des Berichts des Bundesrech- 
nungshofes über die Prüfung von Unternehmen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit und der Denkschrift 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes vom 
22. Oktober 1963 die nachfolgenden Feststellungen 
und Bemerkungen einstimmig gebilligt: 

1. Zu den allgemeinen Fragen des Haushaltsrechts 
stellt der Haushaltsausschuß fest, daß er, so- 
weit er nicht ausdrücklich eine andere Stellung- 
nahme vorschlägt, dem Standpunkt des Bun- 
desrechnungshofes beitritt. 

2. Der Haushaltsausschuß schließt sich, soweit 
er nicht in einzelnen Fällen einen anderen 
Standpunkt eingenommen oder seine Stellung- 
nahme Vorbehalten hat, den Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushalts- 
rechnung 1960 an und schlägt dem Bundestag 
die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushaltsausschuß die Auf- 
merksamkeit des Bundestages auf die im nachfol- 
genden Teil dieses Berichtes erwähnten Vorgänge. 

Anlage A 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1960 (ein- 
schließlich Bundesvermögensrechnung) 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen und außeror- 
dentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1960 

3. (Zu Tz. 3 bis 17) 

Das Rechnungsjahr beginnt nach dem Gesetz 
zur Anpassung des Rechnungsjahres an das 
Kalenderjahr vom 29. Dezember 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 832) vom Rechnungsjahr 1961 
an mit dem 1. Januar und schließt mit dem 
31. Dezember, Infolgedessen endete das Rech- 
nungsjahr 1960 bereits am 31. Dezember 1960 
und umfaßte daher nur einen Zeitraum von 
neun Monaten (Rumpfrechnungsjahr). 


Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1960 beträgt das Haushaltssoll im 
ordentlichen Haushalt in Einnahme und Aus- 
gabe 40 464 537 000 DM. Alle Ansätze des or- 
dentlichen Haushaltsplans für das Rumpf- 
rechnungsjahr 1960 sind nur mit 75 v.H. der 
veranschlagten Beträge bewilligt worden. 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1960 sind 
die Isteinnahmen mit 32 045 887 361,28 DM und 
die Istausgaben mit 32 091 940 086,84 DM fest- 
gestellt worden. Die kassenmäßige Mehraus- 
gabe beträgt hiernach 46 052 725,56 DM. 

An ungedeckten Fehlbeträgen waren im ordent- 
lichen und außerordentlichen Haushalt insge- 
samt vorhanden 

am Ende 

des Rechnungsjalires 1959 rd. 7,2 Mrd. DM, 
am Ende 

des Rechnungsjahres 1960 rd. 5,1 Mrd. DM, 

was eine Verbesserung im 

Rechnungsjahr 1960 um rd. 2,1 Mrd. DM 

bedeutet. 

Dieses erfreuliche Ergebnis ist im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß beim Einzelplan 
14 (Verteidigung) eine Ausgabeposition von 
rd. 1,5 Mrd, DM „zur Neudeckung von Ausga- 
beresten aus Vorjahren" bewilligt wurde. Da 
bei diesem Ansatz Ausgaben nicht entstehen 
konnten, hat sich das Jahresergebnis insoweit 
zwangsläufig verbessern müssen. Zum anderen 
konnten die Ausgabereste über die 1,5 Mrd. 
DM hinaus verringert werden, ohne daß da- 
durch eine entsprechend hohe kassenmäßige 
Mehrausgabe entstanden ist. 

Zum kassenmäßigen Jahresergebnis ist folgen- 
des zu bemerken: 

Ordentlicher Haushalt 

Einnahmen rd. 32 045,9 Mio DM 

Ausgaben rd. 32 091,9 Mio DM 

mithin kassenmäßige 

Mehrausgabe rd. 46, — Mio DM 


Außerordentlicher Haushalt 

durch gleichhohe Ein- 
nahmen und Ausgaben 
von je rd. 997,7 Mio DM 

ausgeglichen. 

Das Jahresergebnis kann also auch insoweit 
als befriedigend bezeichnet werden. 
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Die über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
machen — unter Außerachtlassung eines soge- 
nannten „Zuschusses" des ordentlichen Haus- 
halts an den außerordentlichen Haushalt von 
rd. 594,3 Mio DM — mit rd. 1 917 Mio DM rd. 
b,3 V. H. des Haushaltssolls von rd. 30 348 Mio 
DM aus. Berücksichtigt man jetzt noch, daß sich 
in den rd, 1 917 Mio DM über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben noch rd. 422 Mio DM Vor- 
griffe auf das Rechnungsjahr 1961 befinden, so 
kann man sagen, daß sich auch die über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben in vertretbarem 
Rahmen gehalten haben. 

Es ist zu vermerken, auf welche Weise die kas- 
senmäßige Mehrausgabe des ordentlichen 
Haushalts von rd. 46 Mio DM entstanden ist. 
Ursprünglich schlossen der ordentliche Haus- 
halt mit einer kassenmäßigen Mehreinnahme 
von rd. 548 Mio DM und der außerordentliche 
Haushalt mit einer kassenmäßigen Mehraus- 
gabe von rd. 594 Mio DM ab. Daraufhin hat der 
Bundesfinanzminister zum Ausgleich des außer- 
ordentlichen Haushalts aus dem ordentlichen 
Haushalt einen sogenannten „Zuschuß" von rd. 
594 Mio DM an den außerordentlichen Haus- 
halt geleistet. Das hatte zur Folge, daß zwar 
der außerordentliche Haushalt kassenmäßig 
ausgeglichen wurde, jedoch der ordentliche 
Haushalt mit einer kassenmäßigen Mehraus- 
gabe von rd. 46 Mio DM schloß. 

Dieses sogenannte „Zuschußverfahren" zugun- 
sten des kassenmäßigen Ausgleichs des außer- 
ordentlichen Haushalts hat der Bundesminister 
der Finanzen schon öfter angewendet. Der Bun- 
desrat hat das Verfahren wiederholt und mit 
Nachdruck als unzulässig beanstandet, und 
zwar zuletzt am 16. Oktober 1964 bei der nach- 
träglichen Genehmigung der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben des Rechnungsjahres 
1962. Am Schluß des Rechnungsjahres 1960 hät- 
te nach § 75 der Reichshaushaltsordnung in 
Verbindung mit § 6 des Haushaltsgesetzes 1960 
lediglich die kassenmäßige Mehreinnahme des 
ordentlichen Haushalts von rd. 548 Mio DM 
zur Decknung der kassenmäßigen Mehrausgabe 
des außerordentlichen Haushalts von rd. 594 
Mio DM verwendet werden dürfen. Bei ausge- 
glichenem ordentlichen Haushalt hätte der Rest 
der kassenmäßigen Mehrausgabe des außeror- 
dentlichen Haushalts von rd. 46 Mio DM dann 
im außerordentlichen Haushalt als kassenmä- 
ßige Mehrausgabe verbleiben müssen. Dieser 
Betrag gehört auch der Sache nach zum außer- 
ordentlichen Haushalt. Das Haushaltsgesetz 
1961 hat sich durch die Fassung des § 5 diese 
Auffassung ausdrücklich zu eigen gemacht. 

Der Bundesminister der Finanzen beabsichtigt, 
künftig nur noch eine kassenmäßige Mehrein- 
nahme des ordentlichen Haushalts — entspre- 
chend den haushaltsrechtlichen Vorschriften — 
zum Ausgleich einer kassenmäßigen Mehraus- 
gabe des außerordentlichen Haushalts zu ver- 
wenden. Eine etwa darüber hinausgehende 
kassenmäßige Mehrausgabe des außerordent- 
lichen Haushalts soll dann als solche im au- 


ßerordentlichen Haushalt belassen werden. Da- 
mit dürfte die Angelegenheit als erledigt zu 
betrachten sein. 

Ob man in dem vorliegenden Falle von einem 
„Zuschuß" reden kann, ist zweifelhaft. Ein Zu- 
schuß ist nach dem Sinn des Wortes mit einer 
Ausgabe bzw. Geldbewegung verbunden. In 
der Zuschußgewährung des ordentlichen Haus- 
halts an den außerordentlichen Haushalt liegt 
demgegenüber nur ein verwaltungsinterner 
Buchungsvorgang. 

Die Frage, ob und inwieweit es sich bei der 
Deckung einer kassenmäßigen Mehrausgabe 
des außerordentlichen Haushalts um eine „Zu- 
schußgewährung" im üblichen Sinne und um ei- 
nen Vorgang handelt, der den gesetzgebenden 
Körperschaften nicht in der Anlage I zur Bun- 
deshaushaltsrechnung, sondern schon vor sei- 
ner Vornahme besonders zu unterbreiten ist, 
bedarf einer eingehenden Prüfung durch den 
Bundesminister der Finanzen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat daher den 
Bundesminister der Finanzen und den Bundes- 
rechnungshof zu den im Zusammenhang mit der 
Deckung einer kassenmäßigen Mehrausgabe des 
außerordentlichen Haushalts durch den ordent- 
lichen Haushalt — sogenanntes Zuschußver- 
fahren — aufgeworfenen Fragen um eine Stel- 
lungnahme ersucht. 

Den in Tz. 4 unter i aufgewiesenen Uberschuß 
von 2 108 560 979,78 DM hat der Bundesminister 
der Finanzen von dem Fehlbetrag am Ende des 
Rechnungsjahres 1959 abgesetzt und ihn da- 
mit zur Minderung der noch ungedeckten Fehl- 
beträge verwendet. Da nach § 75 Satz 2 RHO 
ein Überschuß lediglich zur Minderung des An- 
leihebedarfs oder zur Schuldentilgung zur Ver- 
fügung steht, hätte der Bundesminister der Fi- 
nanzen zu seiner Maßnahme einer förmlichen 
Ermächtigung durch das Haushaltsgesetz be- 
durft. Der Bundesrechnungshof hat dies wie- 
derholt bemerkt. Finanzwirtschaftlich hat der 
Bundesrechnungshof in Anbetracht der jahre- 
langen Außerkraftsetzung des § 75 Satz 1 RHO 
gegen die Verrechnung des Überschusses mit 
einem Fehlbetrag nichts einzuwenden. 

Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 RHO 
Einzelplan 04 — Bundeskanzler 
und Bundeskanzleramt 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 04 03 — Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 

Fortdauernde Ausgaben 
Titel 108 — Beschäftigungsvergütungen, 
Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpfle- 
gungszuschüsse 

sowie Fahrkosten für auswärti- 
gen Familienbesuch für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 
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Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 05 01 — Auswärtiges Amt 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 108 — Beschäftigungsvergütungen, 
Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpfle- 
gungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch 
für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter 


4. (Zu Tz. 19 und 20) 

Wegen der Ähnlichkeit der Sachverhalte hat 
der Rechnungsprüfungsausschuß die Tz. 19 und 
20 zusammen behandelt. 

Bei der Tz. 19 handelt es sidi um folgenden 
Sachverhalt: 

Ein Beamter des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft ist vom 1. Juni 1954 unter Fortfall der 
Dienstbezüge zur Dienstleistung bei der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl in 
Luxemburg beurlaubt gewesen. Unter Wider- 
ruf der Beurlaubung ist er mit Wirkung vom 
20, Oktober 1958 an das Presse- und Informati- 
onsamt der Bundesregierung abgeordnet und 
zum 1. Dezember 1958 dorthin versetzt worden. 
Der Beamte hat mit seiner Ehefrau und seinen 
6 Kindern wegen V/ohnungsmangels nicht so- 
fort von Luxemburg nach Bonn umziehen kön- 
nen. Das Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung hat diesem Beamten für die Zeit 
vom 20. Oktober 1958 bis zum 4. April 1961 
mit dem Einverständnis des Bundesministers 
des Innern Trennungsentschädigung im Betrage 
von insgesamt 26 913,69 DM gezahlt. Von der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
hat der Beamte eine Wiedereinrichtungshilfe 
von 8 160 DM, ein Abgangsgeld in Höhe von 
6 568,28 DM und eine auf eigenen Beiträgen 
beruhende Versorgungsabfindung von 16 767,25 
DM erlialten. Der Bundesrechnungshof hat die 
Gewährung der Trennungsentschädigung be- 
anstandet, weil die Voraussetzungen nach sei- 
ner Auffassung für die Anwendung der Num- 
mer 25 der Durchführungsverordnung zum Um- 
zugskostengesetz nicht Vorlagen. 

Bei der Tz. 20 handelt es sich um folgenden 
Sachverhalt: 

Im Bereich des Auswärtigen Amtes waren in 
den vergangenen Jahren verschiedentlich Be- 
amte unter Wegfall der Dienstbezüge zu einer 
Dienstleistung bei zwischen- oder überstaatli- 
chen Organisationen beurlaubt gewesen. Nach 
Rückkehr in den Dienst des Auswärtigen Am- 
tes erhielten sie Trennungsentschädigung. Die 
den Beamten aus Anlaß ihres Ausscheidens 
regelmäßig von den Organisationen gewährten 
Versorgungsabfindungen sind dabei nicht be- 


rücksichtigt worden. Der Bundesrechnungshof 
hat auch in diesen Fällen die Gewährung der 
Trennungsentschädigung beanstandet. 

Bei den Sachverhalten der Tz. 19 und 20 fordert 
der Bundesrechnungshof den Ausgleich des dem 
Bund entstandenen Schadens. Entgegen der 
Rechtsauffassung der Ressorts ist er der An- 
sicht, daß die Vorschriften eine Zahlung der 
Trennungsentschädigung nicht gestatten. Da- 
her sei die Bewilligung unzulässig gewesen. 
Es liegt ein Verstoß gegen § 36 Abs. 1 RHO 
vor. 

In der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschus- 
ses wurde darauf hingewiesen, daß der Aus- 
schuß kein Tribunal ist, das über die Frage zu 
entscheiden hat, ob die Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes oder die der Ministerien rich- 
tig ist. Der Bundesrechnungshof und die Bun- 
desministerien sind hier unterschiedlicher Auf- 
fassung, ob die Nummer 25 der Durchführungs- 
verordnung zum Umzugskostengesetz in den 
vorliegenden Fällen Geltung hat. Wahrschein- 
lich hat der Verordnungsgeber den Fall der 
Entsendung zu internationalen Organisationen 
noch gar nicht im Auge gehabt. Was für die 
Einberufung der Beamten gilt, trifft auch für 
den Widerruf ihrer Beurlaubung zu. Offen ist 
außerdem die in § 83 Abs. 4 BBG berührte Fra- 
ge, ob die von den zwischen- oder überstaatli- 
chen Organisationen gezahlten Beträge unter 
Umständen zu einem Teil oder ganz bei der 
Trennungsentschädigung anzurechnen sind. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat folgenden 
Beschluß gefaßt: 

1. Mit Rücksicht auf die unbillige Härte, die ei- 
ne Rückforderung bedeuten würde, und mit 
Rücksicht auf die rechtlichen Bedenken, die 
einer Rückforderung entgegenstehen, wird 
von einer Rückforderung Abstand genom- 
men. 

2. Der Bundesminister des Innern wird auf- 
gefordert, für die Zukunft entweder eine 
gesetzliche Regelung für derartige Fälle vor- 
zubereiten oder — wenn dies wegen der 
geringen Zahl der Fälle nicht zweckmäßig 
ist — eine Richtlinie zu erlassen, die sicher- 
stellt, daß in Zukunft einheitlich verfahren 
wird, und die noch fehlende Rechtsverord- 
nung zu § 83 Abs. 4 BBG zu erlassen. 

3. Der Bundesminister des Innern wird ersucht, 
bis zum 15. März 1965 über die getroffenen 
Maßnahmen zu berichten. 

— Es sind inzwischen zwei Berichte einge- 
gangen. Sie wurden als Ausschußdrucksachen 
79 und 82 an alle Mitglieder des Haushalts- 
ausschusses verteilt. — 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 01 — Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft 
und Forsten 
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Kapitel 10 03 — Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft 

Fortdauernde Ausgaben 
Titel 101 — Personalausgaben 

5. (Zu Tz, 21) 

Ein Referent im Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ist im Jahre 
1960 vom Oberregierungsrat zum Regierungs- 
direktor befördert worden, obwohl im Ministe- 
rium eine freie Planstelle nicht zur Ver- 
fügung stand. Hierfür ist eine bei der Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft in Frankfurt (Main) — Kap. 
10 03 Tit. 101 — vorhandene freie Planstelle 
der BesGr A 15 in Anspruch genommen wor- 
den. Der Beamte ist mit Wirkung vom 28. Juli 
I960 zur Dienstleistung an diese Behörde ver- 
setzt, zum Regierungsdirektor befördert und 
gleichzeitig zur Weiterführung seiner bisheri- 
gen Dienstgeschäfte abgeordnet worden. Dieser 
rein formale Vorgang, der dazu dienen sollte, 
eine verweigerte Beförderung zu ermöglichen, 
ist vom Bundesrechnungshof beanstandet wor- 
den. In dem Vorgang ist eine Umgehung des 
Bewilligungsrechts des Parlaments zu erblicken. 
In der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschus- 
ses wurde gefragt, was mit der freigewordenen 
Planstelle der BesGr A 14 des Kap. 10 01 Tit. 
101 geschehen ist. 

Das Bundesministerium hat erklärt, daß die 
freie Planstelle der BesGr A 15 des Kap. 10 03 
nicht in Anspruch genommen wurde, um den 
Beamten zu befördern; vielmehr sei dies zur 
Deckung des im Zusammenhang mit Arbeiten 
für die EWG gesteigerten Personalbedarfs ge- 
schehen. Der damalige Staatssekretär des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten habe mit dem damaligen Staatsse- 
kretär des Bundesministeriums der Finanzen 
über diesen Personalbedarf gesprochen. Dabei 
sei ihm geraten worden, im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten verfügbare freie Stel- 
len für das Ministerium in Anspruch zu neh- 
men. Nach § 20 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 
1960 habe auch die Bundesregierung zum Aus- 
gleich des Personalbedarfs Planstellen von ei- 
nem Kapitel auf ein anderes Kapitel desselben 
oder eines anderen Einzelplans übertragen kön- 
nen. Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten habe es deshab für ver- 
tretbar angesehen, die in Kap. 10 03 Tit. 101 
freie Planstelle der BesGr A 15 vorübergehend 
für das Ministerium zu verwenden. Diese Maß- 
nahme habe allerdings dann die Möglichkeit 
geschaffen, den Beamten auch zu befördern. 

Die Beteiligung des Haushaltsausschusses sei 
unterblieben, v/eil der Bundesminister der Fi- 
nanzen zu erkennen gegeben habe, daß eine 
Vorlage an den Haushaltsausschuß wegen Zu- 


stimmung zur Stellenübertragung gemäß § 20 
Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 1960 nicht beab- 
sichtigt sei. 

Im Rcchnungsprüfungsausschuß wurde hervor- 
gehoben, daß es richtiger gewesen wäre, den 
Haushaltsausschuß vor der Maßnahme um seine 
Zustimmung zu der Planstellenübertragung zu 
bitten. Die Beförderung des Beamten sei unter 
Umgehung des Bewilligungsrechts des Parla- 
ments erfolgt. 


Einzelplan 14 — Bundesminister der 
Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bimdeswehrverwaltung und 
Kommandobehörden, Trup- 
pen usw. 

Titel 69 -- Vermischte Einnahmen 

6 . (Zu Tz. 22) 

Der Bundesminister der Verteidigung hat in ei- 
nem Erlaß an die Wehrbereichsverwaltungen 
gestattet, daß Dienstkraftfahrzeuge für Betriebs- 
ausflüge des Zivilpersonals und ähnliche 
Zwecke bereitgestellt werden können und an- 
geordnet, daß als Entgelt die Kosten des Treib- 
stoffes und der Überstunden des Fahrers zu 
erstatten sind. 

Gegen den Erlaß hat der Bundesrechnungshof 
Bedenken erhoben und um dessen Aufhebung 
gebeten. Er hat dabei auf das Haftungsrisiko 
für den Bund hingewiesen und die Erstattung 
der Treibstoffkosten und der Uberstundenver- 
gütung nicht als angemessenes Entgelt im Sin- 
ne der gesetzlichen Vorschriften angesehen. 
Für die vollen Selbstkosten und das Haftungs- 
risiko muß nach Ansicht des Bundesrechnungs- 
hofes ein km-Satz von mindestens 0,90 DM an- 
gesetzt werden. Am 24. April 1963 hat sich 
der Bundesminister der Verteidigung bereit er- 
klärt, ein Entgelt von 0,60 DM je km zu erhe- 
ben; er hat für ein 15-To-Fahrzeug Selbstkosten 
von 0,52 DM pro km errechnet und für das Haf- 
tungsrisiko des Bundes einen Anteil von 
0,08 DM zugeschlagen. 

Der Bundesrechnungshof ist von dem Begriff 
„angemessene Kosten" ausgegangen. Bahn und 
Bundespost und private Verkehrsunternehmen 
haben für Omnibusse einen Gestehungsko- 
stensatz pro km von 0,90 DM bis 1,20 DM ermit- 
telt. Mit dem Satz von 0,60 DM sind die Be- 
triebskosten gedeckt, es muß nach Ansicht des 
Bundesrechnungshofes aber die Abnutzung des 
Fahrzeuges berücksichtigt werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister des Innern ersucht, für die Benut- 
zung von Dienstfahrzeugen einheitliche km- 
Sätze ohne Gewinnanteil festzulegen und hier- 
über bis zum 1. März 1965 zu berichten. 
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— Die Frist für die Vorlage des Berichts wur- 
de bis zum 1. Juni 1965 verlängert. Der Bericht 
wird vom Bundesministerium der Finanzen vor- 
gelegt. — - 

Einzelplan 14 — Bundesminister der 
Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 04 — Bundeswehrverwaltung und 
Zivilpersonal bei den Kom- 
mandobehörden, Truppen 
usw. 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 104 — ■ Bezüge der nichtbeamteten 

Kräfte 

7. (Zu Tz. 23) 

Eine Fliegerhorstgruppe hat der Offizierheim- i 
gesellschaft Zivilbedienstete im Offizierheim I 
zur Verfügung gestellt. Für die Bediensteten i 
sind insgesamt 27 829,13 DM aus Bundesmitteln i 
gezahlt worden. Die tatsächliche Beschäftigung ' 
dieser Bediensteten bei der Offizierheimgesell- ; 
Schaft ist nicht erwähnt worden. Die sachliche 
Richtigkeit der Abrechnungsunterlagen ist zu 
Unrecht festgestellt worden. Der Bundesrech- : 
nungshof hat den Bundesminister der Verteidi- 
gung gebeten, den Betrag von 27 829,13 DM 
von der Offizierheimgesellschaft einzuziehen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister der Verteidigung ersucht, die Fra- 
gen zu prüfen, ob die Offizierheimgesellschaft 
in der Lage ist, den Betrag zurückzuzahlen, und 
ob die verantwortlichen Beamten regreßpflich- 
tig gemacht werden können und hierüber 
schriftlich zu berichten. 


Einzel plan 14 — Bundesminister der 
Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 12 — Unterbringung 
Fortdauernde Einnahmen 

Titel 12 — Einnahmen aus der Mitbenutzung 
von militärischen Anlagen durch 
NATO-Streitkräfte und sonstige 
Benutzer 

8. (Zu Tz. 24) 

Der Bundesminister der Verteidigung hat im 
Jahre 1959 einen Truppenübungsplatz mit vier 
Schießbahnen englischen und kanadischen Trup- 
pen an 54 Tagen überlassen. Die Wehrbe- 
reichsverwaltung hat jedoch nur die Kosten 
für die tatsächlich benutzten Schießbahnen in 
Rechnung gestellt, während für den Zeitraum 
der Zuweisung des Platzes Beiträge für alle vier 
Schießbahnen erhoben werden mußten. Der 


Bundesrechnungshof hat dies beanstandet und 
darauf hingewiesen, daß das Verhalten gegen 
das Gebot der wirtschaftlichen Haushaltsfüh- 
rung verstößt. Der Bundesminister der Vertei- 
digung hätte versuchen müssen, die weiteren 
Ansprüche des Bundes durchzusetzen. Nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes sollte die 
Flaftung der verantwortlichen Bediensteten ge- 
prüft werden, wenn die Restforderung nicht 
mehr verwirklicht werden kann. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat festge- 
stellt, daß die Beanstandung des Bundesrech- 
niingshofes zu Recht erfolgt ist. 

Einzelplan 14 — Bundesminister der 

Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 14 17 — Quartiermeisterwesen 

Fortdauernde Einnahmen 
Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

9 (Zu Tz. 25) 

Ein General hat wegen getrennter Haushalts- 
führung vom 1. Oktober 1957 bis 31. Janu- 
ar 1960 Trennungsentschädigung bezogen. Wäh- 
rend der Zeit des Bezuges der Trennungsent- 
schädigung und auch nachher hat er sich häu- 
fig mit einem Dienstwagen zu dem 60 km vom 
Dienstort entfernten Familienwohnort fahren 
und von dort wieder abholen lassen. Der Bun- 
desrechnungshof hat darin unzulässige Privat- 
fahrten gesehen und gefordert, daß der dem 
Bund entstandene Schaden festgestellt und aus- 
geglichen wird. Der Bundesminister der Vertei- 
digung glaubt, daß die Fahrten zum Familien- 
wohnort als Dienstfahrten angesehen werden 
können. 

Die Auffassung des Bundesministers der Ver- 
teidigung ist nicht gerechtfertigt. Der General 
hat den Dienstkraftwagen zwischen Wohnung 
und Dienstort benutzt. Solche Fahrten sind pri- 
vater Natur. Daran ändert auch die hohe mili- 
tärische Stellung nichts. Der Hinweis auf die 
Notwendigkeit jederzeitiger Erreichbarkeit des 
Generals als Befehlshaber ist unbegründet, weil 
die Vertretung organisatorisch sichergestellt 
war. 

Dienstkraftwagen dürfen nach Nr. 46 der Kraft- 
fahrvorschrift der Bundeswehr zu Dienstfahr- 
ten benutzt werden. Die vorgesehene Zulassung 
von Ausnahmen für Generale besagt nicht, daß 
in diesen Fällen Kraftfahrzeuge der Bundeswehr 
unentgeltlich benutzt werden dürfen. Der Gene- 
ral hätte bei pflichtgemäßer Überlegung erken- 
nen müssen, daß er in keinem Falle befugt sein 
konnte, sich auf Bundeskosten über eine so 
weite Entfernung beliebig oft nach Hause be- 
fördern zu lassen. Das gilt erst recht für die 
Zeit des Bezuges von Trennungsentschädigung. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat da- 
rauf aufmerksam gemacht, daß der Offizier sich 
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auf die Nr. 48 der Kraftfahrvorschrift bezogen 
hat, nach der Ausnahmen für Generale zulässig 
sind. Auch ist zu überlegen, ob nicht der Offi- 
zier im Laufe der Zeit auf die Unzulässigkeit 
dieser Fahrten hätte hingewiesen werden müs- 
sen. Während der Zeit des Bezugs von Tren- 
nungsentschädigung ist er im Durchschnitt 1,6 
mal in der Woche nach Hause gefahren. 

Der Bundesrechnungshof hat hervorgehoben, 
die Kfz-Vorschrift sage klar, daß Dienstfahr- 
zeuge nur zum Dienst benutzt werden dürfen. 
Private Heimfahrten fallen nicht hierunter. Die 
Ausnahme für Generale von dem allgemeinen 
Verbot des Abholens von der Wohnung gilt 
nur für Abholfahrten von der Wohnung am 
Dienstort. Der General hat ein Zimmer am 
Dienstort gehabt. Von dort hat er sich unbe- 
anstandet abholen lassen können. Die Benut- 
zung von Dienstkraftwagen zu Familienheim- 
fahrten steht nicht im freien Ermessen; wenn 
überhaupt ein Ermessensspielraum gegeben ist, 
so ist zumindest das pflichtgemäße Ermessen 
verletzt worden; denn von einem General muß 
die Erkenntnis erwartet werden, daß er im 
Fall der getrennten Haushaltsführung nicht 
doppelte Vergünstigungen, d.h. neben der 
Trennungsentschädigung noch kostenlose Heim- 
fahrten über eine weite Entfernung, in An- 
spruch nehmen darf. Der General ist Chef der 
Behörde gewesen; offenbar hat ihn im Hinblick 
darauf niemand auf sein unkorrektes Verhalten 
aufmerksam gemacht. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister der Verteidigung ersucht, den Sach- 
verhalt noch einmal zu prüfen und hierüber 
schriftlich zu berichten. 

Einzelplan 25 — Bundesminister für 
Wohnungsbau 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues 
Fortdauernde Einnahmen 

Titel 49 — - Tilgung und Zinsen der gewährten 
Darlehen für den Bau von Wohnun- 
gen für Verwaltungsangehörige 
des Bundes (ausgenommen der 
Wohnungsbau für die Bundesbahn, 
die Bundespost, die Bundeswehr 
und Bundeswehrverwaltung) 

b) Zinsen 

10. (Zu Tz. 26) 

Eine Oberfinanzdirektion hat von 1954 bis 
1956 zwei Wohnungsunternehmen neun Bun- 
desdarlehen aus Wohnungsfürsorgemitteln von 
zusammen 938 000 DM zum Bau von 64 Woh- 
nungen gewährt. Nach den Darlehensverträgen 
ist der Bauherr verpflichtet, die Schlußabrech- 
nungen spätestens bis zum Ablauf von sechs 
Monaten vom Tage der Bezugsfertigkeit an 
vorzulegen. Die Wohnungsunternehmen haben 


die Fristen für die Vorlage der Schlußabrech- 
nungen nicht eingehalten. In zwei Fällen sind 
die Wohnungsunternehmen verurteilt worden, 
Abrechnungen und Belege vorzulegen. In drei 
weiteren Fällen lagen bereits erstinstanzliche 
Urteile zugunsten des Bundes vor. Von den 
Darlehensnehmern sind von der Oberfinanzdi- 
rektion Mehrzinsen in Höhe von 7 150 DM ge- 
fordert worden. Der Betrag ist inzwischen auch 
eingegangen. Der Bundesminister für Woh- 
nungsbau hat im Jahre 1960 ohne Mitwirkung 
der Oberfinanzdirektion einen außergericht- 
lichen Vergleich geschlossen. In diesem Ver- 
gleich erklärten sich die Unternehmen bereit, 
Durchschriften und Abschriften der benötigten 
Belege vorzulegen. Die Unternehmen hätten 
jedoch die sich aus dem Vergleich ergebenden 
Pflichten bis heute nicht erfüllt. 

Der Bundesrechnungshof hat den Abschluß des 
Vergleichs beanstandet. Die Rechtslage ist nicht 
zweifelhaft gewesen. Die Oberfinanzdirektion 
hat die Abrechnungen und Belege sowie die 
Mehrzinsen aus den Darlehensverträgen zu Recht 
verlangt. Der Bundesminister für Wohnungsbau 
ist vom Bundesrechnungshof aufgefordert wor- 
den zu veranlassen, Mehrzinseii bis zur Vor- 
lage der für die Prüfung der Schlußabrechnun- 
gen notwendigen Unterlagen zu erheben. Der 
Bundesrechnungshof hebt hervor, daß der Bun- 
desminister für Wohnungsbau dafür zu sorgen 
habe, daß der entstandene Rechnungsfehlbe- 
trag gedeckt wird. Dabei hat er zu prüfen, ob 
Bundesbedienstete für den Schaden haftbar zu 
machen sind. 

Der Bundesminister für Wohnungsbau hat dar- 
gelegt, daß es sich bei den Wohnungsbauun- 
ternehmen um zwei Gesellschaften handelt, bei 
denen Geschäftsführer und Mitgesellschafter 
ein und dieselbe Person gewesen sind. Dieser 
Gesellschafter ist inzwischen gestorben. Wegen 
der entstandenen Spannungen zwischen diesem 
Gesellschafter und der Oberfinanzdirektion hat 
sich das Bundesministerium für Wohnungsbau 
eingeschaltet. 

Das Bundesministerium für Wohnungsbau hat 
den abgeschlossenen Darlehensvertrag nicht ge- 
ändert. Die Kündigung des Darlehens und die 
Forderung von Strafzinsen seien nach dem Ver- 
trag gegebene Möglichkeiten, von denen man 
— wenn erforderlich — - auch wieder absehen 
könne. 

Die Fristen von 6 Monaten zur Vorlage der 
Schlußabrechnungen könnten von keinem Trä- 
ger eingehalten werden; sie sind unbestritten 
zu kurz. Es handele sich hier um den einzigen 
Fall, in dem die Beibringung von Unterlagen 
durch Einschaltung der Gerichte erzwungen 
wurde. Für die Unternehmen sei es schwierig, 
die Belege aus den Akten ihrer Buchhaltungen 
herauszunehmen. Dies mache es in der Regel 
nowendig, die Belege an Ort und Stelle durch- 
zuprüfen. Die Träger seien hierzu bereit. Das 
Bundesministerium für Wohnungsbau habe in 
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diesem Sinne den Oberfinanzdirektionen Wei- 
sung erteilt. Die Baukosten der Schlußabrech- 
nungen wurden in den vorliegenden Fällen 
durch die Landesbauabteilung der Oberfinanz-- 
direktion Hannover geprüft; diese habe aber 
die Prüfung noch nicht abschließen können. Die 
geforderten Strafzinsen in Höhe von 7 150 DM 
seien eingegangen. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes liegen 
Verstöße gegen § 26 Abs. 1, § 50 RHO, § 62 
Abs. 1 und § 63 Abs. 1 RWB vor. Die Verpflich- 
tungen der Bauträger seien in rechtskräftigen 
Urteilen festgelegt. Durch den Verzicht auf wei- 
tere Strafgelder sei dem Bund allein in der 
Zeit vom 3. Februar 1960 bis 2. Oktober 1961 
ein Schaden von etwa 27 000 DM entstanden. 
Der Gesamtschaden müsse auf 50 000 bis 60 000 
DM geschätzt werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung über die entscheidenden Fra- 
gen um einen Bericht ersucht, in dem auch die 
Frage geprüft werden soll, ob Bundesbedienste- 
Le lür den entstandenen Schaden haftbar zu 
machen sind. 

Einzelplan 32 — Bundesschuld 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 32 03 — Bundesschuldenverwaltung in 
Bad Homburg v.d.H. und Ber- 
lin 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 108 — Beschäftigungsvergütungen, Tren- 
nungsentschädigungen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungs- 
zuschüsse sowie Fahrkosten für 
auswärtigen Familienbesuch für 
Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter 

1 1 . (Zu Tz. 28) 

Die Bundesschuldenverwaltung hat seit den Jah- 
ren 1957/58 drei in Bad Homburg v.d.H. woh- 
nende Beamte ohne Umzugsanordnung für eine 
mehrjährige Tätigkeit an die Dienststelle in 
Berlin abgeordnet. Unbeschadet der in Berlin 
wahrzunehmenden Aufgaben sind die Beamten 
mehrere Tage im Monat zu Dienstgeschäften 
in Bad Flomburg herangezogen worden. Für die 
Tätigkeit in Berlin erhielten die Beamten Be- 
schäftigungsvergütung. Darüber hinaus sind j 
ihnen Reisebeihilfen für Familienheimfahrten i 
gewährt worden. Die Zahlung der Reisebei- ^ 
hilfen hat der Bundesrechnungshof beanstandet 
und gefordert, die Zahlung einzustellen und 
die bisher zu Unrecht gezahlten Beträge der 
Bundeskasse wieder zuzuführen. 

Der Bundesrechnungshof macht geltend, daß 
die Bundesschuldenvcrwaltung die auf einer , 
formalen Anwendung der Nr. 13 der Abord- 
nungsbestimmung beruhende Gewährung der 


Reisebeihilfen hätte vermeiden müssen, indem 
sie die Abordnung auf die jeweilige Dauer der 
Tätigkeit in Berlin begrenzte. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes ange- 
schlossen. Danach ist die Zahlung der Reisebei- 
hilfen für Familienheimfahrten unverzüglich 
einzustellen und die Frage des Schadenausglei- 
ches zu prüfen. 

Rechnungsjahr 1959 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltiing 
Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 60 02 — ■ Allgemeine Bewilligungen 
Einmalige Ausgaben 

Titel apl. 956 — Härteausgleich für entgangene 
Schichten im Stein- 
kohlenbergbau 

12. (Zu Tz. 29) 

Im Oktober 1959 hat die Bundesregierung im 
Zusammenhang mit den strukturellen Verän- 
derungen im Steinkohlenbergbau apl. 75 Mio 
DM zur Verfügung gestellt. Diese sind bis auf 
einen Betrag von rd. 935 000 DM für entgange- 
ne Schichten im Steinkohlenbergbau vom 1. Fe- 
bruar 1958 bis 30. September 1959 verwendet 
worden. Der Restbetrag hätte dem Saarbergbau 
für dessen entgangene Schichten in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1959 zur Ver- 
fügung gestellt werden sollen. Diese Aus- 
gleichsbeträge sind den Empfangsberechtigten 
jedoch erst im Rechnungsjahr 1960 gezahlt 
worden. Für die Auszahlung im Mai 1960 hätte 
es einer Bewilligung durch den Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1960 oder der Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen zu ei- 
ner apl. Ausgabe zu Lasten dieses Rechnungs- 
jahres bedurft. 

Es geht hier um die Frage, ob es Rechtens ist, 
eine materiell gerechtfertigte Ausgabe, die im 
Rechnungsjahr 1960 erfolgt ist, noch für das 
Rechnungsjahr 1959 zu verbuchen. Den klaren 
Bestimmungen der Reichshaushaltsordnung hat 
man sich zu fügen. Die Beanstandung des Bun- 
desrechnungshofes ist insoweit zu Recht er- 
folgt. Der Bundesrechnungshof hat hervorge- 
hoben, daß ein Verstoß gegen § 33 Abs. 1 RHO 
vorliegt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat betont, daß 
in Zukunft derartige Verstöße vermieden wer- 
den sollen. 


Vermögensrechnung 

41. Ergebnis der Vermögensrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 (ohne ERP-Sondervermö- 
gen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 
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13. (Zu Tz. 41) 

Das Ergebnis der Vermögensrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 über das allgemeine Bun- 
desvermögen weist bei den aktiven Vermögens- 
werten insgesamt eine Mehrung in Höhe von 
rd. 5,4 Mrd. DM aus. Hiervon beruhten rd. 3,9 
Mrd. DM auf vcu'mögcnswirksamen Haushalts- 
ausgaben des Rechnungsjahres 1960. 

Die Zugänge sind insbesondere eingetreten: 

a) bei den unbeweglichen Sachen 
des allgemeinen Verwaltungs- 
Vermögens in Hoin^ von rd. 1,1 Mrd. DM, 

b) bei den Darlehensforderungen 

in Höhe von rd. 2,2 Mrd. DM, 

c) bei den Kapitalbeteiligungen 

in Höhe von rd. 2,0 Mrd. DM. 

Dieser hohe Zugang bei den Kapitalbetei- 
ligungmi ist dadurch entstanden, daß im 
Rechnungsjahr 1960 die Volkswagenwerk 
AG mit einem Vvert von 2,1 Mrd. DM in die 
VermciytmsrechnLing auf genommen wurde. 
Von diesem Wert haben 20 v.H. dem Land 
Niedersachsen zugestanden; 60 v.H. sind zu 
veräußern gewesen. 

Bei den Schulden des Bundes ~ - ohne die schwe- 
bende Schuld — belief sich die im Rechnungs- 
jahr 1960 eingetretene Mehrung auf rd. 2,5 
Mrd. DM. Hierunter iKÜindet sich ein Betrag in 
Höhe von 2,0 Mrd. DM, der sich auf die Anleihe 
des Bundes bei der deutschen Wirtschaft für 
Zwecke dm- Entwicklungshilfe bezieht. 

Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürg- 
schafts-, Gewährungsleistungs- oder ähnlichen 
wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen 
beliefen sich am Ende des Rechnungsjahres 
1960 auf rd. 17,8 Mrd. DM gegenüber 15,7 Mrd. 
DM am Endc^ des Rechnungsjahres 1959. 

14. (Zu Tz. 42 und 43) 

Die Wertbetiäge bei den auf haushaltsmäßigen 
Zahlungen beruhenden Zugängen und Abgän- 
gen beim Vermögen stimmten mit den entspre- 
chenden vermögenswirksamen Einnahmen und 
Ausgaben der Geldrechnung nicht in allen Fäl- 
len überein. Diese Abweichungen sind jedoch 
nicht zu beanstanden, soweit sie dadurch ent- 
standen sind, daß in der Geldrechnung vermö- 
genswirksame Haushaltseinnahmen bei einem 
Ausgabetitel oder vermögenswirksame Haus- 
haltsausgaben bei einem Einnahmetitel in Rot 
gebucht wojdeu sind (Falle den § 69 Abs. 2 und 
§ 71 RHO). Dic‘S(^ Beträge, die im Ergebnis der 
Geldrechnung nicht mehr sichtbar sind, müssen 
in der Vermögensrechnung als Vermögenszu- 
gänge bzw. Vermögensabgänge mit haushalts- 
mäßiger Zahlung ausgewiesen werden. 

Anders liegt der Fall jedoch bei der Vermö- 
gensrechnung zu Einzelplan 11. Auch hier sind 
die in der Geldrechnung ausgewiesenen ver- 
mögenswirksamen Ausgaben höher als der in 


der Vermögensrechnung nachgewiesene Ver- 
mögenszugang mit haushaltsmäßiger Zahlung. 
Der Grund hierfür liegt jedoch nicht in soge- 
nannten „ Rotbuchungen " in der Geldrechnung, 
sondern darin, daß von einem Land zwar ver- 
mögenswirksame Haushaltsausgaben in der 
Geldrechnung ausgewiesen worden sind, aber 
über die mit diesen Mitteln beschafften Ver- 
mögenswerte dem Bund keine Vermögensrech- 
nung gelegt wird. Diese Angelegenheit hängt 
damit zusammen, daß die meisten Länder das 
Eigentumsrecht des Bundes an den der Kriegs- 
opferversorgung dienenden Vermögenswerten 
bestreiten, die seit dem 1. April 1950 aus den 
vom Bund den Ländern für Zwecke der Kriegs- 
opferversorgung zur Verfügung gestellten Mit- 
teln beschafft worden sind. Eine Einigung über 
diese Frage konnte bisher mit den Ländern 
nicht erzielt werden. 

Alle Bemühungen, die Länder zu einem Einlen- 
ken zu bewegen, sind bisher erfolglos geblie- 
ben. Ein Rechtsstreit, durch den die Länder ge- 
zwungen werden könnten, das Eigentum des 
Bundes anzuerkeiinen und ihre Beiträge zur 
Vermögensrechnung des Bundes zu leisten, ver- 
spricht bei der zweifelhaften Rechtslage kaum 
Aussicht auf Erfolg. Es wird noch geprüft, in- 
wieweit trotzdem die Vermögensrechnung aus- 
geglichen werden kann. 

Einige Länder legen selbst dann keine Rech- 
nung vor, wenn der Bund als Eigentümer von 
Liegenschaften, die der Kriegsopferversorgung 
dienen, im Grundbuch eingetragen ist. Die Län- 
der befürchten, durch die Aufnahme von Ver- 
mögenswerten in die Bundesvermögensrech- 
nung die Entscheidung in der Frage der Eigen- 
tumszuständigkeit zu präjudizieren. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat betont, daß 
es sich hier um eine Buchführungsfrage handelt. 
Eine Einigung mit den Ländern müßte erzielt 
werden können. 

Anlage B 

Bericht des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

15. (Zu Tz. Ibis 3) 

Dieser Bericht nach § 107 Abs, 2 RHO vom 22. 
Oktober 1963 schließt an den vom 13. April 1961 
— Drucksache 2751 der 3. Wahlperiode ■ — an. 
Es handelt sich hier hauptsächlich um Prüfungs- 
ergebnisse aus den Geschäftsjahren, die in den 
Kalenderjahren 1959 bis 1962 endeten. Es sind 
auch Feststellungen erwähnt, die noch mit den 
zuständigen Bundesministern erörtert werden, 
um möglichst zeitnahe zu berichten. Der Stand 
des Berichts ist Ende September 1963. 
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Der Bericht bringt zunächst Ergebnisse aus der 
Prüfung der Betätigung des Bundes in Konzer- 
nen und einzelnen Gesellschaften. Es folgen 
Feststellungen bei Unternehmen in der Form 
von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts. Abschließend wird auf die Gewinnaus- 
schüttungen eingegangen. 

Nach langwierigen Vorarbeiten, an denen der 
Bundesrechnungshof beteiligt gewesen ist, hat 
der Bundesminister der Finanzen auf Ersuchen 
des Deutschen Bundestages am 5. Juli 1963 in 
einem Rundschreiben an die Bundesminister 
Hinweise auf wichtige Bestimmungen und 
Grundsätze sowie Erläuterungen für die Ver- 
waltung von Beteiligungen an Unternehmen des 
Privatrechts gegeben, an deren Kapital der 
Bund unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist — 
Drucksache IV/1450 — . Der Inhalt des Rund- 
schreibens ist ferner für Unternehmen in der 
Form von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts von Bedeutung. Die Verwaltung der Be- 
teiligungen und die Prüfung sollen hierdurch 
erleichtert werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat wie der 
Ausschuß für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
die Herausgabe des in der Drucksache IV/1450 
veröffentlichten Rundschreibens des Bundesmi- 
nisters der Finanzen vom 5. Juli 1963 betr. Hin- 
weise für die Verwaltung von Bundesbeteili- 
gungen (vgl. Punkt 4 des Kurzprotokolls des 
Ausschusses für wirtschaftlichen Besitz des Bun- 
des vom 12. Dezember 1963) begrüßt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat an Hand 
des Berichts des Bundesrechnungshofes nach § 
107 Abs. 2 RHO vom 22. Oktober 1963 fest- 
gestellt, daß schon früher aufgestellte und in 
dem Rundschreiben vom 5. Juli 1963 wiederge- 
gebene bedeutsame Grundsätze auch in neue- 
rer Zeit nicht immer beachtet worden sind. Er 
ist der Auffassung, daß von dem Rundschreiben 
nur aus wichtigen Gründen abgewichen werden 
darf. Das bezieht sich nicht auf zwingende ge- 
setzliche Bestimmungen. Der Rechnungsprü- 
fungsausschuß erwartet, daß dem künftig Rech- 
nung getragen wird. 

B. Die Betätigung des Bundes in Konzernen 

L Bericht über einen Konzern 
Beibehaltung der Beteiligungen 

16. (Zu Tz. 5 bis 7) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich mit 
der Frage befaßt, ob die Konzernbeteiligungen 
beibehalten werden sollen. Es ist zweifelhaft, 
ob die wirtschaftliche Betätigung des Konzerns 
in allen seinen Bereichen noch als wichtige Auf- 
gabe des Bundes im Sinne des § 60 Abs. 2 RWB 
angesehen werden kann. Nach Ansicht des für 
den Konzern mitzuständigen Fachministers ist 
die Bundesbeteiligung vor allem wegen der 
über die Grenzen der Bundesrepublik hinaus- 
reichenden wirtschaftlichen Bedeutung einiger 


Gesellschaften aufrechtzuerhalten. Die Kosten 
der Verwaltung der Dachgesellschaft selbst sind 
gering. 

Bei wirtschaftlicher Betrachtung bilden die un- 
ter Tz. 6 erwähnten beiden Gesellschaften be- 
reits ein einheitliches Unternehmen. Falls bei 
einem Unternehmen eine Kapitalerhöhung in 
Betracht kommt, ist vorgesehen, die private 
Beteiligung zu vergrößern. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desschatzminister um die Vorlage eines Berichts 
bis zum 31. Dezember 1964 über den Stand der 
Angelegenheit ersucht. 

Organisationsfragen 
Wirtschaftliche Betätigung 

Stand der in dem Bericht vom 13. April 1961 behan- 
delten Erörterungen aus einer Konzernprüfung 

17. (Zu Tz. 9 bis 13) 

Die in den wiederholten Stellungnahmen des 
Bundesrechnungshofes wiedergegebenen Grund- 
sätze zu Organisationsfragen sollen dazu bei- 
tragen, daß die Unternehmen ihre Aufgaben 
sachgerecht erfüllen, die Uberwachungsorgane 
ihrer Kontrollpflicht nachkommen und der 
haushaltsrechtlich vorgesehene Einfluß des Bun- 
des gesichert wird. 

Zu wirtschaftlichen Betätigung des Konzerns 
sind mit dem zuständigen Bundesminister die 
Bereiche Investitionen und Vergabewesen, La- 
gerhaltung und Werkstätten und Gewinnver- 
wendung erörtert worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat für ein Unternehmen empfohlen, 
ein langfristiges Investitions- und Reparatur- 
programm aufzustellen und wegen der Finan- 
zierung mit den Gesellschaftern in Verbindung 
zu treten. Außerdem hat er empfohlen, Aufträ- 
ge möglichst öffentlich auszuschreiben. 

Bei einer Gesellschaft ist der Bundesrechnungs- 
hof dafür eingetreten, den Lagerbestand auf das 
betriebsnotwendige Ausmaß zu verringern und 
Personal nur in dem erforderlichen Umfang zu 
beschäftigen. Eine Reparaturwerkstatt ist auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes entspre- 
chend dem Grad ihrer Ausnutzung verkleinert 
worden. 

Bei einem Unternehmen sind in erheblichem 
Umfang Reserven, insbesondere durch versteu- 
erte Rückstellungen und Sonderabschreibun- 
gen, gebildet worden. Der Bundesrechnungshof 
hat betont, Gewinne sollten grundsätzlich als 
solche in der Bilanz ausgewiesen werden. Stille 
Reserven sind inzwischen im wesentlichen auf- 
gelöst worden. 

Der Bundesrechnungshof berichtet in den Tz. 11 
bis 13 weiter über den Stand der in dem Be- 
richt vom 13. April 1961 behandelten Erörte- 
rungen aus einer Konzernprüfung. Beim Er- 
werb einer Bundesbeteiligung ist erneut die Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
entgegen § 60 RWB nicht eingeholt worden. 
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Der haushaltsrechtlich vorgesehene Einfluß des 
Bundes in den Uberwachungsorganen der Un- 
ternehmen konnte trotz der Bemühungen des 
zuständigen Bundesministers nicht verstärkt 
werden. 

Bei einem Konzernunternehmen, an dem nur 
eine mittelbare Mehrheitsbeteiligung des Bun- 
des besteht, ist die alleinige Entscheidungsbe- 
fugnis des Vorsitzers des Aufsichtsrates bei 
einzelnen Gebieten noch nicht beseitigt. 

In anderen Fällen konnten Anregungen des 
Bundesrechnungshofes, GmbH-Satzungen an 
zweckmäßige aktienrechtliche Vorschriften an- 
zugleichen, wegen der ablehnenden Haltung von 
Mitgesellschaftern nicht verwirklicht werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat hierzu fol- 
gendes festgestellt: Der Deutsche Bundestag 
hat schon mehrmals, zuletzt am 29. Juni 1961 
auf Grund des Beschlusses des Rechnungsprü- 
fungsausschusses am 14. Juni 1961 zu Tz. 12 
bis 36 der Anlage C der Drucksache 2751 (3. 
Wahlperiode) derartige Beanstandungen be- 
handelt. 

Weiterhin hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
die Bundesregierung ersucht, die in den Uber- 
wachungsorganen der wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen tätigen Vertreter des Bundes zu 
verpflichten, mit besonderer Sorgfalt dahin zu 
wirken, daß Mängel der vom Bundesrechnungs- 
hof erwähnten Art beseitigt werden. Ferner hat 
der Rechnungsprüfungsausschuß die Erwartung 
ausgesprochen, daß die vom Bundesrechnungs- 
hof erwähnten Mängel unverzüglich abgestellt 
werden. 

Der Bundesschatzminister wurde außerdem um 
die Vorlage eines Berichts über die behandelten 
Probleme bis zum 31. März 1965 ersucht. 

C. Betätigung des Bundes in verschiedenen 
Gesellschaften 

Allgemeines 

18. (Zu Tz. 14 bis 90) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die darge- 
stellten Sachverhalte eingehend beraten und 
mit Bedauern zur Kenntnis genommen, daß 
wiederum eine große Anzahl von Mängeln fest- 
gestellt worden ist, die insbesondere betreffen: 

1. Die nicht rechtzeitige Verabschiedung von 
Jahresabschlüssen und die nicht fristgemäße 
Zuleitung von Prüfungsunterlagen an den 
Bundesrechnungshof sowie die verspätete 
oder unzureichende Beantwortung von Prü- 
fungsmitteilungen durch einen zuständigen 
Minister; 

2. die Nichtbeachtung des § 60 RWB in mehre- 
ren Fällen, die nicht ausreidiende Einfluß- 
nahme des zuständigen Ministers und die 
Vertretung in Gesellschafterversammlun- 


gen durch Personen, bei denen eine Inter- 
essenkollision nicht ausgeschlossen war; 

3. Unzulänglichkeiten in der inneren Organi- 
sation der Gesellschaften und bei der Ge- 
schäftsführung, eine unzureichende Bericht- 
erstattung an die Aufsichtsorgane und eine 
nicht genügende Überwachung, das Fehlen 
einer Innenrevision sowie einer ausreichen- 
den Betriebsabrechnung: 

4. unzureichende Planungen sowie Mängel im 
Vergabewesen, bei Vertragsgestaltungen 
und bei der Ausführung von Bauvorhaben; 

5. überhöhte Lagerbestände, zu große Hilfs- 
betriebe und zu aufwendige Eigenleistun- 
gen sowie 

6. die Zahlung nicht angebrachter AR-Sitzungs- 
gelder, die Gewährung vermeidbarer Kraft- 
fahrzeugentschädigungen und Reisekosten 
sowie den zu hohen Aufwand für Reprä- 
sentation. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Erwar- 
tung ausgesprochen, daß derartige Mängel künf- 
tig vermieden werden, und die zuständigen Bun- 
desminister ersucht, das dazu erforderliche zu 
veranlassen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat weiterhin 
den Bundesrechnungshof um Unterrichtung ge- 
beten, wenn die Bundesministerien die Bemer- 
kungen des Bundesrechnungshofes nicht be- 
achten. 

D. Besondere Feststellungen 

Verschmelzung 

19. (Zu Tz. 91) 

Bei der Prüfung zweier Gesellschaften hat der 
Bundesrechnungshof angeregt, die Gesellschaf- 
ten zu verschmelzen und dabei den gesell- 
schaftsrechtlichen Einfluß des Bundes möglichst 
der Höhe des von ihm getragenen finanziellen 
Aufwandes anzugleichen. Die Aufgaben der Ge- 
sellschaften stimmen im wesentlichen überein. 
Der Bundesrechnungshof hat Vorschläge für die 
Neufassung der Satzung gemacht. 

Baumaßnahmen 

20. (Zu Tz. 92 bis 100) 

Die hier genannten Gesellschaften haben Archi- 
tekten und Ingenieure mit der Planung und Lei- 
tung der Bauvorhaben beauftragt, ohne alle 
Leistungen schriftlich zu vereinbaren. Es sind 
Meinungsverschiedenheiten entstanden und 
übertragene Aufgaben mangelhaft erfüllt wor- 
den. Während des Baues sind zusätzliche Lei- 
stungen ohne Wettbewerbe vergeben worden. 
Der Bundesrechnungshof hat Anregungen für 
die Abfassung von Architektenverträgen ge- 
geben. 

In Tz. 93 wird beanstandet, daß in einer Anzahl 
von Fällen der Kostenermittlung für Bauvor- 
haben keine ausgereifte Planung zugrunde ge- 
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legen hat. Beträchtliche Mittel mußten daher 
nachbewilligt werden. Bei einer Gesellschaft 
sind die Gesamtkosten einiger Baumaßnahmen 
erst 13 Monate nach Baubeginn geschätzt wor- 
den. Klarheit hat sich hier erst fast 5 Jahre 
nach Baubeginn ergeben. 

In Tz. 94 wird beanstandet, daß Bauleistungen 
und Lieferungen nur in geringem Umfange aus- 
geschrieben worden sind. Rohbauarbeiten für 
eine Baumaßnahme sind zu Selbstkostenprei- 
sen vergeben worden. Nach § 5 VOB, Teil A, 
sollen Bauleistungen jedoch grundsätzlich so 
vergeben werden, daß die Vergütung nach 
Leistung bemessen wird. 

Bei den Sachverhalten der Tz. 95 bis 100 handelt 
es sich größtenteils um Probleme einer wirt- 
schaftlichen Bauweise und Mängel, wie sie be- 
reits im letzten Bericht des Rechnungsprüfungs- 
ausschiisses über die Bundeshaushaltsrechnung 
1959 beanstandet worden sind. Bei der Bandes- 
haushaltsrechnung 1960 kann sich dieser Be- 
richt noch nicht ausgewirkt haben. Es sind z.B. 
Bauleistungen und Lieferungen nur in geringem 
Umfange öffentlich ausgeschrieben worden. In 
einer Reihe von Fällen sind Angebote nicht auf 
ihre Preiswürdigkeit geprüft worden. Bauver- 
träge mit einzelnen Firmen enthielten bei einer 
Gesellschaft Mängel und Unstimmigkeiten. Die 
Bauabteilung einer Geseli.srhaft UaL ihre Auf- 
gaben nicht ausreichend erfüllt. Verschiedene 
Bauausführungen sind nicht genügend über- 
wacht worden. Rechnungen blieben über lange 
Zeiträume unbearbeitet. Verschiedene Einrich- 
tungen wiesen beträchtliche Mängel auf. Teile 
mußten umgebaut und ersetzt werden. Wie 
schon in früheren Fällen beanstandet, sind die 
Fensterreihen eines Gebäudes beispielsweise 
5 m über dem Geschoßfußboden angeordnet 
worden. Übergroße Treppenhäuser wurden an 
Stirnseiten der Gebäude gebaut und voll ver- 
glast. Wegen der umfangreichen Verglasung 
ist es verschiedentlich notwendig gewesen, ei- 
nen Sonnenschutz anzubringen. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, die 
Bauunterlagen künftig eingehend zu prüfen, die 
Preisüberwachungsstelle sowie staatliche Bau- 
behörden verstärkt einzuschalten und die Ab- 
rechnung zu beschleunigen. Er hat angeregt, die 
Erfahrungen bei Bauvorhaben auszuwerten und 
empfohlen, eine auch fachtechnisch ausreichend 
besetzte Innenrevision einzurichten. 

Dieser Empfehlung hat der Rechnungsprüfungs- 
ausschuß zugestimmt. 

Nach eingehender Erörterung der Sachverhal- 
te hat der Rechnungsprüfungsausschuß den zu- 
ständigen Bundesminister ersucht, darauf hinzu- 
wirken, daß die vom Bundesrechnungshof dar- 
gestellten Mängel bei der Planung, Vergabe, 
Bauausführung und Bauübergabe, soweit mög- 
lich, behoben und daß für die Zukunft Maß- 
nahmen gegen die Wiederholung derartiger 
Vorkommnisse getroffen werden. 


Leistungen des Bundes für Unternehmen, 
an denen er nicht beteiligt ist 

21. (Zu Tz. 101 und 102) 

Der Bund bringt erheblich Mittel für zwei ju- 
ristische Personen des Privatrechts auf. Bei ei- 
nem Unternehmen trägt der Bund mehr als ein 
Drittel der Betriebsausgaben; für die Herstel- 
lung von Anlagen des Unternehmens zahlt er 
rd. 90 v.H. der Investitionskosten. Die Anlagen 
des anderen Unternehmens werden zu einem 
erheblichen Teil mit Mitteln des Bundes er- 
richtet. Der Bundesrechnungshof hat darauf hin- 
gewirkt, daß sich der Bund wegen seiner fi- 
nanziellen Leistungen an den beiden Rechts- 
personen beteiligen und den nach Haushalts- 
recht gebotenen Einfluß sichern soll. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den zustän- 
digen Bundesminister um eine Mitteilung er- 
sucht, ob sich der Bund inzwischen an den 
beiden Rechtspersonen beteiligt hat. 

Für den Fall, daß der Bund sich an den beiden 
Rechtspersonen noch nicht beteiligt haben sollte, 
v/urde der zuständige Bundesminister um An- 
gabe der Gründe gebeten. 

Der zuständige Bundesminister hat hierzu mit- 
geteilt, daß die VerhanH^^^JGn uoer aie Beiei- 
ligung des Bundes an dem erstgenannten Un- 
ternehmen voraussichtlich noch in diesem Jahr 
abgeschlossen werden können. Sie waren u.a. 
dadurch erschwert, daß im Hinblick auf die vom 
Bund angestrebte Beteiligung auch die Länder, 
die schon bisher einen Teil der Betriebskosten 
aufbrachten, auf einer Beteiligung bestanden. 
Die Länder haben sich nunmehr bereit erklärt, 
ab 1966 auch die Hälfte der Investitions- 
kostenzuschüsse zu übernehmen. 

An das zweite Unternehmen leistet der Bund 
gezielte Investitionszuschüsse, die weniger als 
7 v.H. der derzeit veranschlagten Gesamtin- 
vestitionskosten betragen. Der Bund hat derzeit 
drei Sitze im Verwaltungsrat inne. Eine stär- 
kere Einflußnahme des Bundes würde dessen 
Beteiligung an den Betriebskosten vorausset- 
zen. 


Unveräußerliche Beteiligungen 
22. (Zu Tz. 103 bis 110) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat sich mit 
den dargestellten Sachverhalten befaßt und den 
zuständigen Bundesminister ersucht zu berich- 
ten, üb inzwischen Wege gefunden worden 
sind, die Wirtschaftsführung der in Tz. 103 bis 
107 behandelten Gesellschaft entweder rentabel 
zu gestalten oder die mittelbare Bundesbetei- 
ligung zu veräußern. 

Zu Tz. 108 bis 110 hat der Rechnungsprüfungs- 
ausschuß zur Kenntnis genommen, daß die mit- 
telbare Beteiligung des Bundes inzwischen auf- 
gegeben worden ist. 
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Veräußerungen ohne Prüfungs- und ausreichende 
Bewertungsunterlagen 

23. (Zu Tz. 111) 

Es handelt sich hier um eine inzwischen ver- 
äußerte mittelbare Beteiligung des Bundes. Die 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
zu der Veräußerung der Beteiligung ist von der 
Obergesellschaft nicht eingeholt worden. Zur 
Schätzung des Anteilwertes sind zwei Gut- 
achten von Bankinstituten eingeholt worden. 
Die Gutachten beruhten auf veröffentlichten 
Abschlußzahlen. Diese allein reichen jedoch für 
die Wertermittlung nicht aus. 

Vor dem Abschluß der Verträge ist der zustän- 
dige Bundesminister unterrichtet worden. Die 
Obergesellschaft hat die Einholung der Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen zu der 
Veräußerung der Anteile jedoch abgelehnt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Auf- 
fassung vertreten, daß vor der Veräußerung 
größerer Beteiligungen stets Sachverständigen- 
gutachten einzuholen sind. Am 14. Juni 1961 
sind zu Tz. 47 bis 51 der Anlage C der Druck- 
sache 2751 (3. Wahlperiode) Beanstandungen 

dieser Art bereits behandelt worden. 

Der Kechnungsprufiinasausschuß hat mit Bedau- 
ern davon Kenntnis genommen, daß aies in dem 
vom Bundesrechnungshof erwähnten Fall nicht 
beachtet worden ist. 

E. Unternehmen in der Form von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts 

24. (Zu Tz. 112 und 113) 

Der Bundesrechnungshof hat vor mehreren Jah- 
ren angeregt, einige organisatorische Vorschrif- 
ten für ein öffentlich-rechtliches Unternehmen 
mit wirtschaftlich bedeutsamen Aufgaben den 
aktienrechtlichen Bestimmungen anzupassen. 
Die Vorschläge des Bundesrechnungshofes, die 
in der Tz. 112 aufgeführt sind, sind jedoch nicht 
berücksichtigt worden. Drei Unternehmen in der 
Form von juristischen Personen des öffentli- 
chen Rechts geben in den Geschäftsberichten 
die Bezüge der Mitglieder der Vorstände und 
der Überwachungsorgane noch nicht an. Der 
Bundesrechnungshof hat nunmehr vorgeschla- 
gen, den Ausweis der Bezüge anläßlich der 
nächsten Änderung der für die Unternehmen 
in Betracht kommenden Gesetze sicherzustellen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Wirtschaft, den Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten so- 
wie den Bundesminister der Finanzen ersucht 
zu berichten, wann 

a) die in Tz. 112 behandelten Organisations- 
maßnahmen durchgeführt werden sollen und 

b) die in Tz. 113 erwähnte Bekanntgabe der 
Vorstands- und Verwaltungsratsbezüge in 
den Geschäftsberichten sichergestellt sein 
wird. 


F. Gewinnausschüttung 

25. (Zu Tz. 114 bis 125) 

In den Tz. 114 bis 125 werden die Fragen der 
Gewinnausschüttung behandelt. Es wird über 
die Zurückhaltung von Veräußerungserlösen be- 
richtet, insbesondere über die Ansammlung von 
Mitteln bei einer Konzerngesellschaft, die Ver- 
mögensbildung durch ein Unternehmen mit 
Dienstleistungsaufgaben, die Dividendenbe- 
messung nur in Höhe der Beteiligungserträge 
sowie die Gewinnausschüttung bei besonderem 
Anlagenbedarf und bei hohem Risiko. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat dem Haus- 
haltsausschuß empfohlen, die Ausführungen 
des Bundesrechnungshofes zu Tz. 114 bis 125 
bei den Beratungen über den Bundehaushalt 
zu berücksichtigen. 

Weiterhin hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
zu den Sachverhalten zu Tz. 119 bis 125 die zu- 
ständigen Bundesminister um folgende Berichte 
ersucht: 

1. (Zu Tz. 119) 

über die künftige Zweckbestimmung des vom 
Bundesrechnungshof erwähnten Unterneh- 
mens und die Notwendigkeit, Aufgaben im 
Bereich des vom Bundesrechnungshof er- 
wähnten zweiten Ressorts durch dieses Un- 
ternehmen und seine Untergesellschaften 
ausfQliien zu lassen, 

2. (Zu Tz. 122) 

über die Änderung der Satzungsbestimmun- 
gen, welche die Gewinnausschüttung der hier 
erwähnten Gesellschaft betreffen, sowie über 
Möglichkeiten zur Herabsetzung der zwi- 
schen Bund und Gesellschaft vereinbarten 
Entgelte, 

3. (Zu Tz. 123) 

über die Angemessenheit der Gewinnaus- 
schüttungen der hier behandelten Konzern- 
gesellschaft. 

Ferner hat der Rechnungsprüfungsausschuß die 
für die Verwaltung von Beteiligungen zustän- 
digen Bundesminister ersucht, darauf hinzuwir- 
ken, daß die Bundesunternehmen Gewinne aus- 
schütten, die ihrer wirtschaftlichen Lage ent- 
sprechen. 

Anlage C 

Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes 
vom 22 Oktober 1963 

Allgemeine Prüfungs- und Untersuchungs- 
ergebnisse 
Bauwesen 

26. (Zu Tz. 4 und 5) 

Bei der Prüfung der Bauausgaben haben sich 
wiederum zahlreiche Beanstandungen der ver- 
schiedensten Art ergeben. Bei Tiefbauarbeiten 
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für die Bundeswehr ist in größerem Umfange 
festgestellt worden, daß Leistungen unzutref- 
fend in Rechnung gestellt und entsprechend be- 
zahlt worden sind. Die Kontrolle der Tiefbauar- 
beiten ist besonders schwierig, da die tatsäch- 
lich erbrachten Leistungen erst durch Nach- 
schürfung ermittelt werden könnten. Fehler der 
Planung oder der Ausführung von Bauten beru- 
hen z.T. darauf, daß modischen Gesichtspunkten 
unter Außerachtlassung praktischer und wirt- 
schaftlicher Erwägung der Vorzug gegeben 
wird. 

Bei der Tz. 5 sind in den Abschnitten a) bis d) 
einige typische Beispiele aus einer Vielzahl 
gleichartiger Fälle aufgeführt. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desschatzminister ersucht, in den vom Bundes- 
rechnungshof beanstandeten Fällen, in denen 
Leistungen unzutreffend in Rechnung gestellt 
und entsprechend bezahlt worden waren, zur 
Prüfung der strafrechtlichen Seite noch Strafan- 
zeige bei der Staatsanwaltschaft zu erstatten 
und dem Rechnungsprüfungsausschuß zu gege- 
bener Zeit über den Ausgang der Ermittlungs- 
bzw. Strafverfahren zu berichten. 

Weiterhin hat der Rechnungsprüfungsausschuß 
dem Bundesschatzminister empfohlen, Firmen, 
die in der dargestellten Weise aufgefallen 
sind, auf Zeit bei der Vergabe von Aufträgen 
nicht mehr zu berücksichtigen. 

27. (Zu Tz. 6) 

Auf dem Gebiet des Hochbaues hat vielfach das 
Streben nach moderner Baugestaltung zu er- 
heblichen Nachteilen geführt. Dies zeigt sich be- 
sonders bei der Verwendung von Glas. Die Ur- 
sache der Mängel liegt in erster Linie darin, 
daß für die Ausmaße der Glasflächen weit mehr 
architektonische Rücksichten bestimmend wa- 
ren, als mit betrieblichen Notwendigkeiten und 
physikalischen Erkenntnissen vereinbar war. 
Oft ist es notwendig geworden, durch geeig- 
nete Sonnenschutzvorrichtungen oder Klimaan- 
lagen Abhilfe zu schaffen. 

Der Rechnungsprüfungsauschuß hat sich der Er- 
wartung des Bundesrechnungshofes angeschlos- 
sen, daß den erwiesenen Nachteilen übergroßer 
Fensterflächen künftig durch geeignete Maß- 
nahmen entgegengewirkt wird. 

Besondere Prüfungs- und Untersuchungs- 
ergebnisse 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Einzelplan 04) 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

(Kapitel 04 03) 

Politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland 

(Titel 315) 


28. (Zu Tz. 16) 

Die Arbeitsgemeinschaft INTER NATIONES hat 
an seine Bediensteten Zulagen gewährt, um die 
Nettobezüge der Angestellten den bei den 
obersten Bundesbehörden gezahlten Vergütun- 
gen einschließlich der Aufwandsentschädigung 
(Ministerialzulage) anzugleichen. Die Bruttover- 
gütungen sowie die Arbeitgeberanteile zur So- 
zialversicherung sind damit höher gewesen als 
für vergleichbare Bedienstete bei obersten Bun- 
desbehörden. Nachdem der Bundesrechnungshof 
gegen diese Regelung Bedenken erhoben hat, ist 
der Verein dazu übergegangen, den Angestell- 
ten steuerpflichtige Zulagen in Höhe der ver- 
gleichbaren Aufwandsentschädigung bei den 
obersten Bundesbehörden zu gewähren. Der 
Bundesrechnungshof hat auch hiergegen Beden- 
ken erhoben. 

Das Bundespresseamt befürchtet, nach dem 
Wegfallen dieser Zulagen qualifizierte Kräfte 
nicht mehr zu bekommen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich schon mehrfach 
mit dem Problem befaßt. Die den Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1961 bei- 
gefügte Denkschrift befaßt sich nochmals mit 
dem Problem (Drucksache IV/3052 Seite 36 Tz. 
29). Ein Bericht der Bundesregierung steht noch 
aus. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister der Finanzen ersucht, den Bericht 
bald vorzulegen, damit die Ansicht der Bundes- 
regierung bei den Beratungen im Haushaltsaus- 
schuß verwertet werden kann. 


Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05 für die Rechnungsjahre 1960 bis 1962) 

Vertretung des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03 für die Rechnungsjahre 1960 bis 1962) 


29. (Zu Tz. 23 bis 25) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat auf 
Grund eines Beschlusses des Haushaltsausschus- 
ses ein Gutachten über Fragen der Organisation 
und Personalwirtschaft sowie Möglichkeiten zur 
Vereinfachung der Verwaltung bei kleineren 
Vertretungen des Bundes in Afrika erstattet. 
Das Gutachten ist einem Unterausschuß des 
Haushaltsausschusses zugewiesen worden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hielt es für an- 
gebracht, die in den Tz. 23 bis 25 dargestellten 
Fragen bei den Beratungen über die Personal- 
titel des Bundeshaushalts 1965 im Haushalts- 
ausschuß zu behandeln. 
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Bundesministerium für Ernährungr Landwirtsdiaft 
und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 1956 bis 1961) 
Allgemeine Bewilligungen 
(Kapitel 10 02) 

Ausgleichbeiträge auf Grund des Gesetzes zur 
Förderung der deutschen Eierwirtschaft 

(Titel 958) 

Mängel beim Vollzug des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft 

30. (Zu Tz. 26 bis 30) 

Es wird hier über festgestellte Mißbräuche bei 
der Eiersubventionierung berichtet. Durch die 
Mängel des Gesetzes zur Förderung der deut- 
schen Eierwirtschaft sind dem Bund erhebliche 
Schäden entstanden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten um die Vorlage eines Berichtes über die 
strafrechtliche Verfolgung der festgestellten 
Vorkommnisse ersucht. 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14 für verschiedene Rechnungsjahre) 

Mängel bei Verwaltungsmaßnahmen 

31. (Zu Tz. 41) 

Der Bundesminister der Verteidigung hat meh- 
rere Maßnahmen, an denen bestimmungsgemäß 
andere Bundesministerien zu beteiligen waren, 
ohne deren Zustimmung getroffen. In der Tz. 41 
sind drei Beispiele aufgeführt. 

Unter Abschnitt a) erhebt der Bundesrech- 
nungshof Bedenken gegen die Erlaubnis des 
Bundesministers der Verteidigung, daß Soldaten 
privateigene Kraftfahrzeuge in den Wagen- 
wascheinrichtungen der Bundeswehr unentgelt- 
lich reinigen. Der Bundesrechnungshof hält es 
für notwendig, daß ein angemessenes Entgelt 
entrichtet wird. 

Unter Abschnitt b) beanstandet der Bundes- 
rechnungshof, daß den versorgungsberechtigten 
Beamtenanwärtern für Fachliteratur Beträge von 
75 bis 275 DM bewilligt werden, ohne daß ein 
Nachweis für die Beschaffung der Bücher ver- 
langt wird. 

In Abschnitt c) fordert der Bundesrechnungshof, 
daß von den in den Bundeswehrlazaretten tä- 
tigen Krankenschwestern für den Wohnraum, 
seine Möblierung, Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung ein angemessenes Entgelt gefordert 
wird. 

Im Rechnungsprüfungsausschuß ist festgestellt 
worden, daß die Beanstandungen des Bundes- 
rechnungshofes in der Tz. 41 zu Recht erfolgt 
sind. 


Zum Sachverhalt des Abschnitts b) hat der 
Rechnungsprüfungsausschuß zur Kenntnis ge- 
nommen, daß der Nachweis der Beschaffung in 
Zukunft wieder verlangt wird. 

Weiterhin hat der Ausschuß zur Kenntnis ge- 
nommen, daß zum Fall des Abschnitts c) eine 
neue Regelung bald in Kraft treten wird. 

Unzureichende Verfolgung von Schadens- 
ersatzansprüchen gegen Bedienstete 

32. (Zu Tz. 42) 

Die Entscheidungen des Bundesministers der 
Verteidigung über Schadensersatzansprüche ge- 
gen seine Bediensteten haben wiederholt Anlaß 
zu Beanstandungen gegeben. In den Abschnitten 
a) bis d) der Tz. 42 werden einige Beispiele 
angeführt. 

Ein Vertreter des Bundesministeriums hat in 
der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
darauf aufmerksam gemacht, daß im Prinzip ein 
Soldat nur beim Vorliegen grober Fahrlässig- 
keit in Anspruch genommen werden könne. 
Das Bundesministerium der Verteidigung strebe 
eine möglichst gleichmäßige Handhabung im 
ganzen Bundesgebiet an. Wenn vom Bundes- 
ministerium der Verteidigung grobe Fahrlässig- 
keit angenommen werde, erhalte der betreffen- 
de Soldat einen Bescheid, gegen den er ein 
Rechtsmittel einlegen könne. Etwas weniger als 
50 v.H. der von Soldaten angestrebten Prozesse 
verliere das Bundesministerium der Verteidi- 
gung, Das Für und Wider jedes einzelnen Fal- 
les werde vom Bundesministerium der Vertei- 
digung eingehend geprüft. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß legt Wert da- 
rauf, daß die Frage der Verfolgung von Scha- 
densersatzansprüchen gegen Bedienstete weiter- 
hin streng gehandhabt wird. Die Beamten, die 
sich auf den Schadensstellen mit den Problemen 
zu befassen haben, sollen jedoch nicht veran- 
laßt werden, in jedem Falle Prozesse zu führen. 

Dienstbekleidung 

{Kapitel 14 11 für die Rechnungsjahre 1959 bis 1962) 

Ersatz der Dienstbekleidung 

(Titel 360) 

33. (Zu Tz. 61 bis 63) 

Die Ausgaben für den Ersatz von Dienstbe- 
kleidung sind von Jahr zu Jahr gestiegen. Die 
Ersatzbeschaffungen lassen sich nicht durch nor- 
malen Verschleiß erklären. Es handelt sich um 
Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände, die 
für eine Verwendung im Zivilleben geeignet 
sind. Bei zwei Kompanien entfielen auf jeden 
Soldaten bei der Entlassung Verlustmeldungen 
von 20 Gegenständen dieser Art. 

Trotz des Erlasses des Bundesministers der Ver- 
teidigung vom 7. April 1964, der zur Belehrung 
der Soldaten herausgegeben worden ist, haben 
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die Verluste an Bekleidung und Ausrüstung 
weiterhin zugenommen. Allein im Rechnungs- 
jahr 1964 sind im Wehrbereich II bei Kap. 14 
11/12 für verloren gegangene Bekleidung und 
Ausrüstung über 500 000 DM vereinnahmt wor- 
den. Dabei ist zu bedenken, daß sehr oft 40 bis 
60 v.H. Wertminderung angesetzt worden sind, 
so daß der tatsächliche Verlust des Bundes er- 
heblich höher liegt. Die abschreckende Wirkung 
disziplinärer Maßnahmen ist offenbar zu gering. 
Strafen können auch nur bei erwiesener rechts- 
widriger Aneignung verhängt werden. Es sollte 
erwogen werden, die zu erstattenden Beträge 
für abhanden gekommene Gegenstände zu er- 
höhen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat das Bun- 
desministerium der Verteidigung ersucht, für 
Abhilfe zu sorgen und die Frage zu prüfen, 
welche Erstattungsbeträge beim Verlust von 
Gegenständen zu fordern sind. 

Unterbringung 

(Kapitel 14 12 für das Rechnungsjahr 1962) 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken 
und Diensträumen 

(Titel 206) 

14. (Zu Tz. 64 bis 66) 

Für die Bewirtschaftung von Dienstgrundstük- 
ken und -räumen ist im Rechnungsjahr 1962 der 
Ansatz bei Kap. 14 12 Tit. 206 erheblich über- 
planmäßig überschritten worden. In der Gesamt- 
ausgabe befinden sich erhebliche Bewachungs- 
kosten. Im Haushaltsausschuß sind bereits Maß- 
nahmen gefordert worden, um diese Kosten 
gering zu halten. 

Im Rechnungsprüfungsausschuß ist gefordert 
worden, daß das Bundesministerium der Vertei- 
digung die Anregungen des Bundesrechnungs- 
hofes beachten und bemüht sein soll, die Kosten 
für die Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken 
und Diensträumen gering zu halten. 

Die beamtenrechtliche Versorgung unter 
besonderer Berücksichtigung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen 
(G 131) 

(Einzelplan 33) 

Doppelversorgung 

35. (Zu Tz. 93) 

Der Bundesrechnungshof hat bereits früher zur 
Frage der Doppelversorgung Stellung genom- 
men und gesetzgeberische Maßnahmen für er- 
forderlich gehalten. Auch in neuerer Zeit sind 


zahlreiche krasse Fälle von Doppelversorgung 
festgestellt worden, in denen die Höhe der Ge- 
samtversorgung aus Pension und Rente nicht 
unerheblich über den letzten aktiven Dienstbe- 
zügen der Ruhestandsbeamten liegt. Eine kla- 
re und einfach gestaltete gesetzliche Regelung 
des Problems ist notwendig. Ihre Durchfüh- 
rung darf den Pensionsregelungsbehörden je- 
doch keinen unnötigen Verwaltungsaufwand 
verursachen. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desrechnungshof ersucht, einige herausragende 
Fälle der Doppelversorgung zusammenzustel- 
len und diese Dokumentation dem Haushalts- 
ausschuß, dem Ausschuß für Inneres und dem 
Bundesminister des Innern zuzuleiten. 

Allgemeine Finanzverwaltung 

(Einzelplan 60 für die Rechnungsjahre 1959 und 1960) 

Die finanzielle Auswirkung der Tätigkeit des 
Bundesrechnungshofes und seines Präsidenten 

36. (Zu Tz. 99 und 101) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Tätig- 
keit des Bundesrechnungshofes und seines Prä- 
sidenten gewürdigt und insbesondere die bera- 
tende und begutachtende Arbeit hervorgeho- 
ben, die auf eine Steigerung der Leistung der 
Verwaltung, auf Vereinfachung und Rationali- 
sierung sowie auf die Beseitigung von Mängeln 
in der Verwaltung hinzielt. Wesentlich ist die 
vorbeugende Wirkung der ständigen Überwa- 
chung der Haushalts- und Wirtschaftsführung. 
Soweit die Ergebnisse der Tätigkeit des Bun- 
desrechnungshofes zu errechnen waren, sind sie 
in der Zusammenstellung der Tz. 100 aufge- 
führt. Ferner haben die Prüfungen des Bundes- 
rechnungshofes zu Nachforderungen an nicht 
dem Bund zufließenden Abgaben in Höhe von 
rund 10 562 000 DM geführt. 

Anlage D 

Erklärung des Unterausschusses des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges und des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes über die Prüfung der Jahres- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1960 über 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes- 
nachrichtendienstes gemäß § 89 der Reichs- 
haushaltsordnung sowie eine Erklärung des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
über die Prüfung der Jahresrechnungen für 
das Rechnungsjahr 1960 gemäß § 89 a.a.O. 
betreffend die Ausgaben bei Kap. 04 01, Tit. 
300, Kap. 04 03 Tit. 300, Kap. 06 02 Tit. 620, 
Kap. 14 01 Tit. 302, Kap. 06 09 Tit. 300 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat von der Erklä- 
rung Kenntnis genommen. 
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